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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 18. März 1960 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Bundestagsabgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
216. Sitzung am 18. März 1960 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 9. März 1960 verabschiedeten 

Gesetzes zur 

Änderung des Mineralölsteuergesetzes 
— Drucksachen 1327, 1635 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Dr. Röder 


Bonn, den 18. März 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 


Dr, Röder 


Druck: Bonner Univer&itäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertriieb: Dr, Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Anlage 


Gründe 

für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 


In Artikel 1 ist § 8 Abs. 2 des Mineralölsteuer- 
gesetzes wie folgt zu fassen: 

„(2) Heizöle und Flüssiggase dürfen unter 
Steueraufsicht steuerbegünstigt zum Antrieb von 
Gasturbinen in ortsfesten Anlagen zur Stromerzeu- 
gung und zum unmittelbaren Verheizen, Flüssig- 
gase auch zur Gewinnung von Licht verwendet 
werden, und zwar Flüssiggase unversteuert, 
Heizöle bis zum 30. April 1963 

a) Gasöle zum Steuersatz von 1 DM, 

b) Schweröle zum unmittelbaren Verheizen 
zur Gewinnung der für die Mineralöl- 
herstellung erforderlichen Energie frei, 

c) andere Schweröle und Reinigungs- 
extrakte 

zum Steuersatz von 3 DM bis zum 30. 
April 1961, 

zum Steuersatz von 2 DM ab 1. Mai 

1961 bis 30. April 1962, 

zum Steuersatz von 1 DM vom 1. Mai 

1962 bis 30. April 1963 

für 100 kg, ab 1. Mai 1963 unversteuert. Heizöle 
im Sinne dieser Bestimmung sind die Schweröle 
und Reinigungsextrakte mit einem Flammpunkt 
im geschlossenen Tiegel über 55° C, bei deren 
Destillation nach DIN 51752 bis 250° C weniger 
als 40 Raumhundertteile übergehen." 

Begründung 

Der Heizöleigenverbrauch in Raffinerien ist 
grundsätzlich von der Mineralölsteuer befreit. 
Es erscheint wirtschaftlich gerechtfertigt, daß 
Heizöl, das mittelbar der Verheizung in Raffine- 
rien dient (mittelbarer Eigenverbrauch), ebenso 
von der Heizölsteuer befreit wird, wie unmittel- 


bar verheiztes Heizöl. Es ist nicht tragbar, daß 
Raffinerien, die Heizöl zur Energieerzeugung 
innerhalb des Betriebs verwenden, günstiger 
gestellt werden als solche Raffinerien, die Heizöl 
an Elektrizitätswerke liefern und im Tausch da- 
für betriebsnotwendige Energien vom Elektri- 
zitätswerk beziehen. Aus wirtschaftlichen Grün- 
den und zur Vermeidung von Wettbewerbsver- 
zerrungen erscheint eine steuerliche Gleichstel- 
lung des unmittelbaren und des mittelbaren 
Eigenverbrauchs dergestalt erforderlich, daß 
auch der mittelbare Eigenverbrauch steuerfrei 
gestellt wird. Die im § 15 Abs. 2 Nr. 1 des Mine- 
ralölsteuergesetzes dem Bundesminister vorbe- 
haltene Befugnis zum Erlaß von Durchführungs- 
bestimmungen bietet die Möglichkeit, die ver- 
fahrensmäßigen Einzelheiten zu regeln. Die miß- 
bräuchliche Ausnutzung der Steuervergünstigung 
des Eigenverbrauchs kann unschwer ausgeschlos- 
sen werden. 

Die Beschränkung der Steuer für schweres Heiz- 
öl in voller Höhe auf nur ein Jahr und der da- 
nach erfolgende degressive Abbau um je 1 DM 
jährlich erscheint gerechtfertigt, weil das Auf- 
kommen aus dieser Steuer für die vorgesehenen 
Zwecke ausreicht. Mit dem degressiven Steuer- 
satz soll zugleich zum Ausdruck gebracht wer- 
den, daß die Besteuerung nur eine vorüberge- 
hende sein darf. Der degressive Steuersatz soll 
zugleich die Umstellungsmaßnahmen des Berg- 
baues beschleunigen. 

2. Artikel 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Folge der Änderung von Artikel 1. 
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